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Die Stände Appenzell Innerrhoden, Glarus, Basel-Stadt,
Genf, Nidwalden, Obwalden, Uri und Zug kennen keine
administrative Einheit zwischen Kanton und Gemeinde;
in der Bezirkskarte sind für diese Stände die
Kantonsergebnisse aufgeführt.QUELLE: ABSTIMMUNGSSTATISTIK, BUNDESAMT FÜR STATISTIK (BFS) / KARTENGRUNDLAGE: THEMAKART, BFS
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Eidgenössische Abstimmung zur Erbschaftssteuer-Initiative
Stimmbeteiligung: 43,1 Prozent
Ja-Stimmen-Anteil: 29,0 Prozent

SCHWEIZ 9Montag, 15. Juni 2015 Nr. 135 Neuö Zürcör Zäitung

Kantone Ja Ja % Nein % Bet. %
Zürich 132 700 32,95 67,05 45,25.. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . ..
Bern 101 805 35,64 64,36 39,30
.. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . ..
Luzern 30 862 26,88 73,12 43,05
.. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . ..
Uri 2 501 26,03 73,97 36,90
.. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . ..
Schwyz 8 614 17,16 82,84 49,60
.. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . ..
Obwalden 2 272 17,76 82,24 49,95
.. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . ..
Nidwalden 2 710 17,95 82,05 50,27
.. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . ..
Glarus 2 731 30,15 69,85 34,90
.. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . ..
Zug 8 682 19,40 80,60 60,53

Kantone Ja Ja % Nein % Bet. %
Freiburg 22 924 28,28 71,72 42,20.. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. .
Solothurn 21 355 29,62 70,38 40,93
.. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. .
Basel-Stadt 22 646 41,31 58,69 49,15
.. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. .
Basel-Landschaft 23 277 29,22 70,78 44,12
.. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. .
Schaffhausen 9 608 31,66 68,34 62,90
.. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. .
Appenzell A.-Rh. 5 002 28,17 71,83 46,50
.. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. .
Appenzell I.-Rh. 885 20,77 79,23 38,00
.. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. .
St. Gallen 37 502 27,99 72,01 42,30
.. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. .
Graubünden 12 976 23 98 76,02 40,16

Kantone Ja Ja % Nein % Bet. %
Aargau 43 585 25,39 74,61 41,81.. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . ..
Thurgau 18 014 27,02 72,98 40,70
.. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . ..
Tessin 25 654 27,09 72,91 44,00
.. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . ..
Waadt 52 698 28,34 71,66 44,45
.. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . ..
Wallis 16 940 15,65 84,35 51,04
.. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . ..
Neuenburg 14 386 34,00 66,00 38,64
.. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . ..
Genf 30 795 28,10 71,90 45,36
.. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . ..
Jura 6 650 33,76 66,24 38,74
.. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . ..
Schweiz 657 774 28,96 71,04 43,13

.. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . ..

Klares Nein zur Erbschaftssteuer-Initiative
Das Volksbegehren holt nur knapp 29 Prozent der Stimmen und keinen einzigen Stand

Der Bund wird keine Steuer
auf hohe Nachlässe erheben. Die
Erbschaftssteuer-Initiative fand
an der Urne lediglich geringe
Unterstützung. Auch eher linke
Kantone sagten deutlich Nein.

Marcel Amrein

Dass die Erbschaftssteuer-Initiative am
Abstimmungssonntag einen schweren
Stand haben würde, war im Vorfeld
auch den Befürwortern bewusst. Das
Resultat ist nun aber unerwartet deut-
lich ausgefallen: Mehr als 71 Prozent
der Stimmenden erteilten dem Volks-
begehren eine Abfuhr, mit dem SP,
Grüne, EVP und andere eine Bundes-
steuer von 20 Prozent auf Nachlässe von
über 2 Millionen Franken einführen
wollten. Rasch war klar, dass die Initia-
tive auch am Ständemehr scheitern
würde. Kein einziger Kanton sagte Ja.

Kaum bürgerliche Stimmen
Selbst in Kantonen, die sonst eher für
linke Anliegen zu erwärmen sind, war
die Niederlage deutlich. Basel-Stadt
zeigte von allen Ständen am meisten
Sympathie für die Initiative, doch auch
dort lag der Nein-Stimmen-Anteil bei
58,7 Prozent. Klar mit Nein votierten
auch die drei Kantone, die gegenwärtig
über eine Erbschaftssteuer für direkte
Nachkommen verfügen – es sind dies
Appenzell Innerrhoden (79,2 Prozent
Nein-Stimmen), Waadt (71,7 Prozent)
und Neuenburg (66,0 Prozent). In den
beiden letzten Kantonen haben die lin-
ken Parteien, wie in Basel-Stadt, einen
hohen Wähleranteil.

Das deutlichste Nein zur Initiative
kam aus dem Kanton Wallis (84,4 Pro-
zent). Auf dem zweiten Platz liegt der
Kanton Schwyz mit 82,8 Prozent. Es ist
dies der einzige Kanton, der überhaupt
nie eine Erbschaftssteuer gekannt hat.
Einen Nein-Stimmen-Anteil von über
80 Prozent weisen auch drei weitere
Innerschweizer Kantone auf, nämlich
Ob- und Nidwalden sowie Zug.

Der Befund ist nicht neu, dass steu-
erpolitische Initiativen des linken La-
gers beim Volk einen schweren Stand
haben. Doch selbst im Vergleich mit
ähnlichen Vorlagen der letzten Jahre ist
die Niederlage der Erbschaftssteuer-
Initiative auffällig deutlich. So kam die
Initiative zur Abschaffung der Pau-
schalbesteuerung von 2014 auf einen
Nein-Stimmen-Anteil von 59,2 Prozent.

Bei der Steuergerechtigkeitsinitiative
von 2010 lag er bei 58,5 Prozent und bei
der Initiative für eine Kapitalgewinn-
steuer von 2001 bei 65,9 Prozent.

Der Ja-Stimmen-Anteil von knapp
29 Prozent entspricht recht genau dem
Wähleranteil der linken Parteien im
Nationalrat. Offensichtlich ist es den
Befürwortern nicht gelungen, in bedeu-
tender Zahl bürgerliche Stimmende für
die Vorlage zu erwärmen, obschon sie in
ihrer Argumentation immer wieder un-
terstrichen, die vorgesehene Steuer sei
liberal und KMU-verträglich. Die Ab-
stimmungsanalyse wird sehr wahr-
scheinlich auf eine scharfe Trennlinie

zwischen linken und bürgerlichen Ab-
stimmungsteilnehmern hindeuten.

Die AHV anders reformieren
Eine gewisse Bedeutung hat das Resul-
tat für die Debatte um die Reform der
Altersvorsorge. Zwei Drittel der Steu-
ererträge hätten der AHV zugutekom-
men sollen, während der restliche Drit-
tel an die Kantone geflossen wäre. Das
Stimmvolk hat eine solche Form der
AHV-(Teil-)Finanzierung nun abge-
lehnt, wiewohl die Altersvorsorge nicht
im Zentrum des Abstimmungskampfs
gestanden hatte. Das Resultat wird im

Reformprozess etwas mehr Klarheit
bringen, ist doch eine der beiden linken
Volksinitiativen zur AHV nun vom
Tisch (die andere ist die «AHV plus»-
Initiative des Gewerkschaftsbundes).

Ungewöhnlich an der Erbschafts-
steuer-Initiative war, wie weit imVoraus
sie schon für Aufsehen gesorgt hatte.
Ende 2011 bereitete sie den Notariaten
Überstunden, da zahlreiche Familien
Schenkungen vornehmen wollten, be-
vor diese unter die im Initiativtext stipu-
lierte Rückwirkung gefallen wären. Im
Verhältnis zur damaligen Aufregung ist
die Initiative nun recht sang- und klang-
los untergegangen.

Jubel und Ernüchterung
Reaktionen zum Nein zur nationalen Erbschaftssteuer

(sda) Die wuchtige Abfuhr der Erb-
schaftssteuerinitiative lässt Bürgerliche
jubeln. Sie loben Volkes Vernunft und
sprechen von «linker Zwängerei» und
einem «gefrässigen Staat». Links
herrscht Ernüchterung: Gegen die Mil-
lionenkampagne der Gegner sei nicht
anzukommen gewesen, heisst es.

«Die Gegnerschaft hat sich nicht ge-
scheut, mit offensichtlicher Desinfor-
mation und gezielten Falschaussagen
die Bevölkerung zu verunsichern»,
schreibt das Initiativkomitee. «Was will
man gegen eine 10-Millionen-Kampa-
gne machen?», fragte die Zürcher SP-
Nationalrätin Jacqueline Badran. Der
Zürcher FDP-Nationalrat Ruedi Noser
konterte: «Das Volk kann man nicht
kaufen», worauf Badran auf Twitter
wiederum entgegnete: «Fragt sich, wie-
so machen sie denn eine 10-Millionen-
Kampagne?» – Zwar hatten auch die
Befürworter vermögende Unterstützer
– die drei Meili-Erben. Sie haben über
eine halbeMillion Franken in ihre Kam-
pagne für die Initiative investiert, wie
Daniel Meili der SDA sagte. Gereicht
hat das nicht. Laut Meili auch, weil die
Schweizer häufig abstimmten, als ob sie
zwei Klassen höher landen könnten, als
es tatsächlich der Fall sei. Neben der
gegnerischen Kampagne machten die

Befürworter auch den Widerstand der
Kantone als Grund für die Niederlage
aus. «Die vorgeschlagene Einführung
auf Bundesebene wurde von den Kan-
tonen stark kritisiert», sagte Daniel
Lampart, Chefökonom des Schweizeri-
schen Gewerkschaftsbundes (SGB). Pe-
ter Hegglin, Präsident der Finanzdirek-
torenkonferenz (FDK), zeigte sich denn
auch erleichtert über das Nein: «Das ist
ein deutliches Zeichen, dass die Stimm-
bürger keine Kompetenzverschiebung
zum Bund wollen.»

Der SGB wies darauf hin, dass nun
das «Problem der krass ungleichen Ver-
mögensverteilung» bestehen bleibe.
Und die Grünen schreiben: «Den Geg-
nern ging es nur um Besitzstandswah-
rung.»Die SPwies darauf hin, dass sie in
den letzten Jahren fünf verschiedene
Initiativen unterstützt hatte, welche die
Ungleichheit verringern sollten: Die
1:12-Initiative, die Mindestlohn-Initia-
tive, die Initiative für die Abschaffung
der Pauschalbesteuerung, die Abzo-
cker-Initiative und nun die Erbschafts-
steuer-Initiative. Mit Ausnahme der
Abzocker-Initiative wurden alle abge-
lehnt. Der Schweizerische Gewerbever-
band fordert daher die SP auf, die «stän-
digen populistischen Angriffe auf das
Erfolgsmodell Schweiz einzustellen».

.. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .

«Das Steuer-
system beruht
auf einem ge-
sellschaftlichen
Konsens.»

Eveline
Widmer-Schlumpf
Finanzministerin

.. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .

Robin Hood
schiesst fehl

Verdiente Niederlage

Marcel Amrein Der Minderheiten-
schutz hat obsiegt. Die Schweizerinnen
und Schweizer haben die Erbschafts-
steuerinitiative abgelehnt, obschon die
vorgeschlagene neue Steuer nur einen
geringen Teil von ihnen direkt betroffen
hätte. Sie verweigerten sich dem Feld-
zug der Initianten, die sich in der Rolle
eines Robin Hood gefielen und gegen
Reiche und angebliche Neo-Feudalher-
ren kämpften. Was als Tugend verkauft
wurde, wäre eine Sünde gewesen: Eine
hohe Steuer ausschliesslich für eine
kleine Gruppe käme einer «Tyrannei
der Mehrheit» bedenklich nahe. Dieser
Dysfunktion der Demokratie hat das
Volk widerstanden. Für solche Beson-
nenheit verdient es Lob.

Gewiss, die wahren Motive der
Stimmbürger sind wie immer unbe-
kannt. Niemand weiss, aus welchen
Gründen sie so deutlich mit Nein
stimmten. Sagen lässt sich, dass die
Initianten ihnen eine reichhaltige Aus-
wahl boten. Zwar fertigten sie ihre
Initiative aus einem an sich interessan-
ten Objekt. Über ihre Behauptung, eine
Erbschaftssteuer sei besonders fair und
liberal, lässt sich zumindest diskutieren.
Wer weiss, vielleicht wären die Kantone
gut beraten gewesen, den Steuerwettbe-
werb der letzten zwanzig Jahre etwas
weniger über die Erbschaftssteuern und
etwas mehr über die Vermögens- oder
Einkommenssteuern zu betreiben.
Doch die rot-grün-evangelische Allianz
bastelte ein mannigfach verkorkstes Be-
gehren, das nicht nur fast sicher die
Steuerquote erhöht hätte. Lang war die
Liste der Unzulänglichkeiten wirt-
schaftlicher, steuersystematischer, föde-
ralistischer und rechtsstaatlicher Natur
– die Beschränkung auf eine kleine rei-
che Minderheit war nur eine davon. In
dem stattlichen Inventar an Gegenargu-
menten konnten viele fündig werden.

Im Abstimmungskampf wurde stark
über die Ermässigungen für Familien-
betriebe debattiert. Die Gegner warfen
den Initianten vor, sie hätten sich um
präzise Vorgaben gedrückt. Eine solche
Anschuldigung ist verkehrt. Vielmehr
fällt auf, wie ausführlich und detailliert
der Initiativtext daherkam. Wer in eine
Initiative derart viele Elemente packt,
muss diese klug und umsichtig wählen.
Was die Initianten dagegen boten, war
gleichermassen stümperhaft und radi-
kal. Das Verdikt des Stimmvolks ist des-
halb in jeder Hinsicht verdient.

«System ist breit akzeptiert»
Widmer-Schlumpf zieht Parallelen zu früheren Abstimmungen

For. Bern Klare Sieger müssen nicht
lange reden. In knappen Worten wür-
digte Finanzministerin EvelineWidmer-
Schlumpf das deutliche Nein von Volk
und Ständen zur Erbschaftssteuer-In-
itiative. Sie hätte negative Auswirkun-
gen gehabt für die Kantone, den Föde-
ralismus und den Wirtschaftsstandort
Schweiz, sagte Widmer-Schlumpf vor
den Medien. Aus Sicht des Bundesrates
sprachen vor allem die Finanzautono-
mie der Kantone, die erschwerte Nach-
folgeregelung bei Familienbetrieben
und die problematische Rückwirkung
gegen das Volksbegehren. Schenkungen
hätten rückwirkend ab 2012 zum Nach-
lass gezählt werden sollen.

Gesellschaftlicher Konsens
Widmer-Schlumpf sprach am Sonntag
von einer Serie von Abstimmungs-
ergebnissen zu Steuerthemen, welche
die Haltung von Bundesrat und Parla-
ment stützten. In den vergangenen Jah-
ren seien acht Volksinitiativen zu steu-
erlichen Themen allesamt abgelehnt
worden. Dazu gehören die Initiativen
zum Bausparen, zur Energiesteuer, zu
den steuerfreien Kinderzulagen und zur
Abschaffung der Pauschalbesteuerung.
Auch die SVP-Familieninitiative, die

Steuerabzüge für Eltern forderte, die
ihre Kinder selbst betreuen, reiht sich
hier ein. Diese Resultate zeigten, dass
das Steuersystem der Schweiz auf einem
gesellschaftlichen Konsens beruhe, sag-
te die Finanzministerin. Zumindest, was
die wichtigsten Fragen betreffe. Wid-
mer-Schlumpf: «Das Steuersystem ist in
der Bevölkerung breit akzeptiert.»

Fairer Abstimmungskampf
Laut der Finanzministerin wird die Dis-
kussion um die Weiterentwicklung von
Erbschafts- und Schenkungssteuern
weitergehen. Dies werde aber in den
Kantonen erfolgen.

DenAbstimmungskampf nahmWid-
mer-Schlumpf als fair wahr. Es sei inten-
siv über die Initiative diskutiert worden.

Nur mässige
Stimmbeteiligung
Durchschnittliche Werte

(sda) Die vier Vorlagen vom Sonntag
haben die Stimmbevölkerung wider Er-
warten mässig bewegt. Die Stimmbetei-
ligung war mit gut 43 Prozent nur ge-
rade durchschnittlich. Unter den Kanto-
nen schwang wie immer Schaffhausen
obenaus, wo ein faktischer Stimmzwang
herrscht. Dort beteiligten sich am Wo-
chenende fast 63 Prozent der Stimm-
berechtigten am Urnengang. Aber auch
in Zug gingen 60 Prozent des Stimm-
volkes an die Urne, in Obwalden und
Nidwalden lag die Stimmbeteiligung
über 50 Prozent.

Mit 33,5 Prozent war die Stimmbetei-
ligung in Glarus am schwächsten, es fol-
gen Uri mit 36,7 Prozent und Appenzell
Innerrhoden mit 38 Prozent. Auch in
den Kantonen Jura und Neuenburg gin-
gen weniger als 40 Prozent der Stimm-
berechtigten an die Urne.

Seit der Einführung des Frauen-
stimmrechts 1971 beträgt die durch-
schnittliche Stimmbeteiligung rund 43
Prozent. Über die letzten zehn Jahre
hinweg stieg die Beteiligung auf gut 45
Prozent. An der letzten eidgenössischen
Abstimmung im März, als es um Fami-
lienzulagen und Energiesteuer ging,
hatten nur 41,6 Prozent der Stimm-
berechtigten teilgenommen.
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Die Stände Appenzell Innerrhoden, Glarus, Basel-Stadt,
Genf, Nidwalden, Obwalden, Uri und Zug kennen keine
administrative Einheit zwischen Kanton und Gemeinde;
in der Bezirkskarte sind für diese Stände die
Kantonsergebnisse aufgeführt.QUELLE: ABSTIMMUNGSSTATISTIK, BUNDESAMT FÜR STATISTIK (BFS) / KARTENGRUNDLAGE: THEMAKART, BFS
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Eidgenössische Abstimmung zur Erbschaftssteuer-Initiative
Stimmbeteiligung: 43,1 Prozent
Ja-Stimmen-Anteil: 29,0 Prozent

SCHWEIZ 9Montag, 15. Juni 2015 Nr. 135 Neuö Zürcör Zäitung

Kantone Ja Ja % Nein % Bet. %
Zürich 132 700 32,95 67,05 45,25.. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . ..
Bern 101 805 35,64 64,36 39,30
.. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . ..
Luzern 30 862 26,88 73,12 43,05
.. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . ..
Uri 2 501 26,03 73,97 36,90
.. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . ..
Schwyz 8 614 17,16 82,84 49,60
.. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . ..
Obwalden 2 272 17,76 82,24 49,95
.. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . ..
Nidwalden 2 710 17,95 82,05 50,27
.. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . ..
Glarus 2 731 30,15 69,85 34,90
.. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . ..
Zug 8 682 19,40 80,60 60,53

Kantone Ja Ja % Nein % Bet. %
Freiburg 22 924 28,28 71,72 42,20.. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. .
Solothurn 21 355 29,62 70,38 40,93
.. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. .
Basel-Stadt 22 646 41,31 58,69 49,15
.. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. .
Basel-Landschaft 23 277 29,22 70,78 44,12
.. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. .
Schaffhausen 9 608 31,66 68,34 62,90
.. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. .
Appenzell A.-Rh. 5 002 28,17 71,83 46,50
.. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. .
Appenzell I.-Rh. 885 20,77 79,23 38,00
.. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. .
St. Gallen 37 502 27,99 72,01 42,30
.. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. .
Graubünden 12 976 23 98 76,02 40,16

Kantone Ja Ja % Nein % Bet. %
Aargau 43 585 25,39 74,61 41,81.. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . ..
Thurgau 18 014 27,02 72,98 40,70
.. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . ..
Tessin 25 654 27,09 72,91 44,00
.. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . ..
Waadt 52 698 28,34 71,66 44,45
.. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . ..
Wallis 16 940 15,65 84,35 51,04
.. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . ..
Neuenburg 14 386 34,00 66,00 38,64
.. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . ..
Genf 30 795 28,10 71,90 45,36
.. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . ..
Jura 6 650 33,76 66,24 38,74
.. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . ..
Schweiz 657 774 28,96 71,04 43,13

.. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . ..

Klares Nein zur Erbschaftssteuer-Initiative
Das Volksbegehren holt nur knapp 29 Prozent der Stimmen und keinen einzigen Stand

Der Bund wird keine Steuer
auf hohe Nachlässe erheben. Die
Erbschaftssteuer-Initiative fand
an der Urne lediglich geringe
Unterstützung. Auch eher linke
Kantone sagten deutlich Nein.

Marcel Amrein

Dass die Erbschaftssteuer-Initiative am
Abstimmungssonntag einen schweren
Stand haben würde, war im Vorfeld
auch den Befürwortern bewusst. Das
Resultat ist nun aber unerwartet deut-
lich ausgefallen: Mehr als 71 Prozent
der Stimmenden erteilten dem Volks-
begehren eine Abfuhr, mit dem SP,
Grüne, EVP und andere eine Bundes-
steuer von 20 Prozent auf Nachlässe von
über 2 Millionen Franken einführen
wollten. Rasch war klar, dass die Initia-
tive auch am Ständemehr scheitern
würde. Kein einziger Kanton sagte Ja.

Kaum bürgerliche Stimmen
Selbst in Kantonen, die sonst eher für
linke Anliegen zu erwärmen sind, war
die Niederlage deutlich. Basel-Stadt
zeigte von allen Ständen am meisten
Sympathie für die Initiative, doch auch
dort lag der Nein-Stimmen-Anteil bei
58,7 Prozent. Klar mit Nein votierten
auch die drei Kantone, die gegenwärtig
über eine Erbschaftssteuer für direkte
Nachkommen verfügen – es sind dies
Appenzell Innerrhoden (79,2 Prozent
Nein-Stimmen), Waadt (71,7 Prozent)
und Neuenburg (66,0 Prozent). In den
beiden letzten Kantonen haben die lin-
ken Parteien, wie in Basel-Stadt, einen
hohen Wähleranteil.

Das deutlichste Nein zur Initiative
kam aus dem Kanton Wallis (84,4 Pro-
zent). Auf dem zweiten Platz liegt der
Kanton Schwyz mit 82,8 Prozent. Es ist
dies der einzige Kanton, der überhaupt
nie eine Erbschaftssteuer gekannt hat.
Einen Nein-Stimmen-Anteil von über
80 Prozent weisen auch drei weitere
Innerschweizer Kantone auf, nämlich
Ob- und Nidwalden sowie Zug.

Der Befund ist nicht neu, dass steu-
erpolitische Initiativen des linken La-
gers beim Volk einen schweren Stand
haben. Doch selbst im Vergleich mit
ähnlichen Vorlagen der letzten Jahre ist
die Niederlage der Erbschaftssteuer-
Initiative auffällig deutlich. So kam die
Initiative zur Abschaffung der Pau-
schalbesteuerung von 2014 auf einen
Nein-Stimmen-Anteil von 59,2 Prozent.

Bei der Steuergerechtigkeitsinitiative
von 2010 lag er bei 58,5 Prozent und bei
der Initiative für eine Kapitalgewinn-
steuer von 2001 bei 65,9 Prozent.

Der Ja-Stimmen-Anteil von knapp
29 Prozent entspricht recht genau dem
Wähleranteil der linken Parteien im
Nationalrat. Offensichtlich ist es den
Befürwortern nicht gelungen, in bedeu-
tender Zahl bürgerliche Stimmende für
die Vorlage zu erwärmen, obschon sie in
ihrer Argumentation immer wieder un-
terstrichen, die vorgesehene Steuer sei
liberal und KMU-verträglich. Die Ab-
stimmungsanalyse wird sehr wahr-
scheinlich auf eine scharfe Trennlinie

zwischen linken und bürgerlichen Ab-
stimmungsteilnehmern hindeuten.

Die AHV anders reformieren
Eine gewisse Bedeutung hat das Resul-
tat für die Debatte um die Reform der
Altersvorsorge. Zwei Drittel der Steu-
ererträge hätten der AHV zugutekom-
men sollen, während der restliche Drit-
tel an die Kantone geflossen wäre. Das
Stimmvolk hat eine solche Form der
AHV-(Teil-)Finanzierung nun abge-
lehnt, wiewohl die Altersvorsorge nicht
im Zentrum des Abstimmungskampfs
gestanden hatte. Das Resultat wird im

Reformprozess etwas mehr Klarheit
bringen, ist doch eine der beiden linken
Volksinitiativen zur AHV nun vom
Tisch (die andere ist die «AHV plus»-
Initiative des Gewerkschaftsbundes).

Ungewöhnlich an der Erbschafts-
steuer-Initiative war, wie weit imVoraus
sie schon für Aufsehen gesorgt hatte.
Ende 2011 bereitete sie den Notariaten
Überstunden, da zahlreiche Familien
Schenkungen vornehmen wollten, be-
vor diese unter die im Initiativtext stipu-
lierte Rückwirkung gefallen wären. Im
Verhältnis zur damaligen Aufregung ist
die Initiative nun recht sang- und klang-
los untergegangen.

Jubel und Ernüchterung
Reaktionen zum Nein zur nationalen Erbschaftssteuer

(sda) Die wuchtige Abfuhr der Erb-
schaftssteuerinitiative lässt Bürgerliche
jubeln. Sie loben Volkes Vernunft und
sprechen von «linker Zwängerei» und
einem «gefrässigen Staat». Links
herrscht Ernüchterung: Gegen die Mil-
lionenkampagne der Gegner sei nicht
anzukommen gewesen, heisst es.

«Die Gegnerschaft hat sich nicht ge-
scheut, mit offensichtlicher Desinfor-
mation und gezielten Falschaussagen
die Bevölkerung zu verunsichern»,
schreibt das Initiativkomitee. «Was will
man gegen eine 10-Millionen-Kampa-
gne machen?», fragte die Zürcher SP-
Nationalrätin Jacqueline Badran. Der
Zürcher FDP-Nationalrat Ruedi Noser
konterte: «Das Volk kann man nicht
kaufen», worauf Badran auf Twitter
wiederum entgegnete: «Fragt sich, wie-
so machen sie denn eine 10-Millionen-
Kampagne?» – Zwar hatten auch die
Befürworter vermögende Unterstützer
– die drei Meili-Erben. Sie haben über
eine halbeMillion Franken in ihre Kam-
pagne für die Initiative investiert, wie
Daniel Meili der SDA sagte. Gereicht
hat das nicht. Laut Meili auch, weil die
Schweizer häufig abstimmten, als ob sie
zwei Klassen höher landen könnten, als
es tatsächlich der Fall sei. Neben der
gegnerischen Kampagne machten die

Befürworter auch den Widerstand der
Kantone als Grund für die Niederlage
aus. «Die vorgeschlagene Einführung
auf Bundesebene wurde von den Kan-
tonen stark kritisiert», sagte Daniel
Lampart, Chefökonom des Schweizeri-
schen Gewerkschaftsbundes (SGB). Pe-
ter Hegglin, Präsident der Finanzdirek-
torenkonferenz (FDK), zeigte sich denn
auch erleichtert über das Nein: «Das ist
ein deutliches Zeichen, dass die Stimm-
bürger keine Kompetenzverschiebung
zum Bund wollen.»

Der SGB wies darauf hin, dass nun
das «Problem der krass ungleichen Ver-
mögensverteilung» bestehen bleibe.
Und die Grünen schreiben: «Den Geg-
nern ging es nur um Besitzstandswah-
rung.»Die SPwies darauf hin, dass sie in
den letzten Jahren fünf verschiedene
Initiativen unterstützt hatte, welche die
Ungleichheit verringern sollten: Die
1:12-Initiative, die Mindestlohn-Initia-
tive, die Initiative für die Abschaffung
der Pauschalbesteuerung, die Abzo-
cker-Initiative und nun die Erbschafts-
steuer-Initiative. Mit Ausnahme der
Abzocker-Initiative wurden alle abge-
lehnt. Der Schweizerische Gewerbever-
band fordert daher die SP auf, die «stän-
digen populistischen Angriffe auf das
Erfolgsmodell Schweiz einzustellen».

.. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .

«Das Steuer-
system beruht
auf einem ge-
sellschaftlichen
Konsens.»

Eveline
Widmer-Schlumpf
Finanzministerin

.. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .

Robin Hood
schiesst fehl

Verdiente Niederlage

Marcel Amrein Der Minderheiten-
schutz hat obsiegt. Die Schweizerinnen
und Schweizer haben die Erbschafts-
steuerinitiative abgelehnt, obschon die
vorgeschlagene neue Steuer nur einen
geringen Teil von ihnen direkt betroffen
hätte. Sie verweigerten sich dem Feld-
zug der Initianten, die sich in der Rolle
eines Robin Hood gefielen und gegen
Reiche und angebliche Neo-Feudalher-
ren kämpften. Was als Tugend verkauft
wurde, wäre eine Sünde gewesen: Eine
hohe Steuer ausschliesslich für eine
kleine Gruppe käme einer «Tyrannei
der Mehrheit» bedenklich nahe. Dieser
Dysfunktion der Demokratie hat das
Volk widerstanden. Für solche Beson-
nenheit verdient es Lob.

Gewiss, die wahren Motive der
Stimmbürger sind wie immer unbe-
kannt. Niemand weiss, aus welchen
Gründen sie so deutlich mit Nein
stimmten. Sagen lässt sich, dass die
Initianten ihnen eine reichhaltige Aus-
wahl boten. Zwar fertigten sie ihre
Initiative aus einem an sich interessan-
ten Objekt. Über ihre Behauptung, eine
Erbschaftssteuer sei besonders fair und
liberal, lässt sich zumindest diskutieren.
Wer weiss, vielleicht wären die Kantone
gut beraten gewesen, den Steuerwettbe-
werb der letzten zwanzig Jahre etwas
weniger über die Erbschaftssteuern und
etwas mehr über die Vermögens- oder
Einkommenssteuern zu betreiben.
Doch die rot-grün-evangelische Allianz
bastelte ein mannigfach verkorkstes Be-
gehren, das nicht nur fast sicher die
Steuerquote erhöht hätte. Lang war die
Liste der Unzulänglichkeiten wirt-
schaftlicher, steuersystematischer, föde-
ralistischer und rechtsstaatlicher Natur
– die Beschränkung auf eine kleine rei-
che Minderheit war nur eine davon. In
dem stattlichen Inventar an Gegenargu-
menten konnten viele fündig werden.

Im Abstimmungskampf wurde stark
über die Ermässigungen für Familien-
betriebe debattiert. Die Gegner warfen
den Initianten vor, sie hätten sich um
präzise Vorgaben gedrückt. Eine solche
Anschuldigung ist verkehrt. Vielmehr
fällt auf, wie ausführlich und detailliert
der Initiativtext daherkam. Wer in eine
Initiative derart viele Elemente packt,
muss diese klug und umsichtig wählen.
Was die Initianten dagegen boten, war
gleichermassen stümperhaft und radi-
kal. Das Verdikt des Stimmvolks ist des-
halb in jeder Hinsicht verdient.

«System ist breit akzeptiert»
Widmer-Schlumpf zieht Parallelen zu früheren Abstimmungen

For. Bern Klare Sieger müssen nicht
lange reden. In knappen Worten wür-
digte Finanzministerin EvelineWidmer-
Schlumpf das deutliche Nein von Volk
und Ständen zur Erbschaftssteuer-In-
itiative. Sie hätte negative Auswirkun-
gen gehabt für die Kantone, den Föde-
ralismus und den Wirtschaftsstandort
Schweiz, sagte Widmer-Schlumpf vor
den Medien. Aus Sicht des Bundesrates
sprachen vor allem die Finanzautono-
mie der Kantone, die erschwerte Nach-
folgeregelung bei Familienbetrieben
und die problematische Rückwirkung
gegen das Volksbegehren. Schenkungen
hätten rückwirkend ab 2012 zum Nach-
lass gezählt werden sollen.

Gesellschaftlicher Konsens
Widmer-Schlumpf sprach am Sonntag
von einer Serie von Abstimmungs-
ergebnissen zu Steuerthemen, welche
die Haltung von Bundesrat und Parla-
ment stützten. In den vergangenen Jah-
ren seien acht Volksinitiativen zu steu-
erlichen Themen allesamt abgelehnt
worden. Dazu gehören die Initiativen
zum Bausparen, zur Energiesteuer, zu
den steuerfreien Kinderzulagen und zur
Abschaffung der Pauschalbesteuerung.
Auch die SVP-Familieninitiative, die

Steuerabzüge für Eltern forderte, die
ihre Kinder selbst betreuen, reiht sich
hier ein. Diese Resultate zeigten, dass
das Steuersystem der Schweiz auf einem
gesellschaftlichen Konsens beruhe, sag-
te die Finanzministerin. Zumindest, was
die wichtigsten Fragen betreffe. Wid-
mer-Schlumpf: «Das Steuersystem ist in
der Bevölkerung breit akzeptiert.»

Fairer Abstimmungskampf
Laut der Finanzministerin wird die Dis-
kussion um die Weiterentwicklung von
Erbschafts- und Schenkungssteuern
weitergehen. Dies werde aber in den
Kantonen erfolgen.

DenAbstimmungskampf nahmWid-
mer-Schlumpf als fair wahr. Es sei inten-
siv über die Initiative diskutiert worden.

Nur mässige
Stimmbeteiligung
Durchschnittliche Werte

(sda) Die vier Vorlagen vom Sonntag
haben die Stimmbevölkerung wider Er-
warten mässig bewegt. Die Stimmbetei-
ligung war mit gut 43 Prozent nur ge-
rade durchschnittlich. Unter den Kanto-
nen schwang wie immer Schaffhausen
obenaus, wo ein faktischer Stimmzwang
herrscht. Dort beteiligten sich am Wo-
chenende fast 63 Prozent der Stimm-
berechtigten am Urnengang. Aber auch
in Zug gingen 60 Prozent des Stimm-
volkes an die Urne, in Obwalden und
Nidwalden lag die Stimmbeteiligung
über 50 Prozent.

Mit 33,5 Prozent war die Stimmbetei-
ligung in Glarus am schwächsten, es fol-
gen Uri mit 36,7 Prozent und Appenzell
Innerrhoden mit 38 Prozent. Auch in
den Kantonen Jura und Neuenburg gin-
gen weniger als 40 Prozent der Stimm-
berechtigten an die Urne.

Seit der Einführung des Frauen-
stimmrechts 1971 beträgt die durch-
schnittliche Stimmbeteiligung rund 43
Prozent. Über die letzten zehn Jahre
hinweg stieg die Beteiligung auf gut 45
Prozent. An der letzten eidgenössischen
Abstimmung im März, als es um Fami-
lienzulagen und Energiesteuer ging,
hatten nur 41,6 Prozent der Stimm-
berechtigten teilgenommen.


